
 

  

S 3 AL 515/99

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Sachsen
Sozialgericht Sächsisches Landessozialgericht
Sachgebiet Arbeitslosenversicherung
Abteilung 3
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 3 AL 515/99
Datum 15.02.2000

2. Instanz

Aktenzeichen L 3 AL 54/00
Datum 14.11.2001

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Dresden vom 15.
Februar 2000 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch fÃ¼r die Berufungsinstanz nicht zu
erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die FÃ¶rderung von
ArbeitsbeschaffungsmaÃ�nahmen.

Der KlÃ¤ger, ein seit 09. September 1998 im Vereinsregister eingetragener Verein,
fÃ¼hrt den Namen "Verein fÃ¼r Denkmalschutz, Verbesserung der lÃ¤ndlichen
Strukturen und Umwelt und europÃ¤ischer Kulturaustausch", Â§ 1 der
Vereinssatzung. Er bezweckt den Erhalt von denkmalgeschÃ¼tzten GebÃ¤uden in
Deutschland und den EWG-Staaten sowie die FÃ¶rderung lÃ¤ndlicher Strukturen in
Sachen Umwelt, Arbeitsbeschaffung und Ausbildung, Â§ 2 der Vereinssatzung.

Vorsitzender des Vereins ist nach eigenen Angaben bei der Antragstellung Herr W
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â�¦ J â�¦ (W. J.), der nach einer Ausbildung zum Maurer vom 06. Juli 1998 bis 05. Juli
1999 in einem BHi-gefÃ¶rderten ArbeitsverhÃ¤ltnis mit der B â�¦ P â�¦ und O â�¦ P
â�¦ GbR in deren Schloss Z â�¦ als Hausmeister beschÃ¤ftigt war. Nach KÃ¼ndigung
des ArbeitsverhÃ¤ltnisses wollte er eine TÃ¤tigkeit als Projektleiter im Rahmen von
Sanierungsarbeiten des Schlosses aufnehmen.

W. J. beantragte als gesetzlicher Vertreter der KlÃ¤gerin am 22. Oktober 1998 die
FÃ¶rderung folgender MaÃ�nahmen:

1. Vier ABM-Stellen fÃ¼r Instandsetzungen der FreilichtbÃ¼hne und des
Schlossgrabens, wobei er das Ã¶ffentliche Interesse auf Kunstausstellungen,
Gruppenveranstaltungen, Musikabende, literarische und wissenschaftliche
Lesungen, Forschung im Sinne des Denkmalschutzes und Sportveranstaltungen
stÃ¼tze (ABM 37/99),

2. vier ABM-Stellen fÃ¼r die Aufforstung und Instandsetzung des GrundstÃ¼ckes
bzw. die Vorbereitung der BaumaÃ�nahme. Das Ã¶ffentliche Interesse an den
Arbeiten bestehe in der Wiedernutzung der Schloss-GaststÃ¤tte, des Biergartens
und FreigelÃ¤nde, der Nutzung der Ã¶ffentlichen sanitÃ¤ren Einrichtungen und der
VerschÃ¶nerung der Objektansicht (ABM 38/99),

3. eine ABM fÃ¼r die Lohnbuchhaltung, kaufmÃ¤nnische Arbeiten (ABM 36/99).

ErgÃ¤nzend legte W. J. eine Eintragungsbescheinigung des Vereins, die
Vereinssatzung sowie ein Nutzungskonzept der B â�¦ P â�¦ und O â�¦ P â�¦ GbR
Ã¼ber die Nutzung des Schloss Z â�¦ fÃ¼r kulturelle Veranstaltungen, Planungen
Ã¼ber Investitionsvorlagen und LageplÃ¤ne vor.

Aus haushaltstechnischen GrÃ¼nden erging im Jahr 1998 keine Entscheidung.
Diese wurde frÃ¼hestens fÃ¼r Januar 1999 mit einem voraussichtlichen
MaÃ�nahmebeginn ab 01. Februar 1999 in Aussicht gestellt.

Die AntrÃ¤ge die KlÃ¤gers wurden mit Bescheiden vom 15. Februar 1999
abgelehnt. Die MaÃ�nahmen seien nicht fÃ¶rderungsfÃ¤hig. Die Arbeiten lÃ¤gen
nicht im Ã¶ffentlichen Interesse. Bei MaÃ�nahmen, die der ErschlieÃ�ung von
GrundstÃ¼cksflÃ¤chen, der Sanierung von GebÃ¤uden oder der Herstellung
sonstiger Objekte dienen, mÃ¼sse die Nutzung im Ã¶ffentlichen Interesse fÃ¼r
mindestens fÃ¼nf hervor, dass EigentÃ¼mer des Schloss ZschÃ¶rna die
Gesellschaft B â�¦ P â�¦ und O â�¦ P â�¦ GbR sei. Diese Gesellschaft beabsichtige in
ferner Zukunft, Teile des Schlosses dem Verein zur VerfÃ¼gung zu stellen. Eine
Nutzung im Ã¶ffentlichen Interesse sei somit nicht nachweisbar. Die Wiedernutzung
der Schloss-GaststÃ¤tte, des Biergartens und der dazugehÃ¶rigen sanitÃ¤ren
Einrichtungen dienten nur erwerbswirtschaftlichen Interessen. MaÃ�nahmen im
gewerblichen Bereich seien nur fÃ¶rderfÃ¤hig, wenn sie an ein
Wirtschaftsunternehmen vergeben wÃ¼rden. Eine solche Vergabe sei laut Antrag
nicht vorgesehen. Eine ABM mit kaufmÃ¤nnischem Inhalt werde nach Ablehnung
der beiden anderen AntrÃ¤ge nicht benÃ¶tigt.
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Dagegen legte die KlÃ¤gerin am 16. MÃ¤rz 1999 Widerspruch ein. Die Ablehnung
verstoÃ�e gegen Treu und Glauben. Die KlÃ¤gerin habe nach persÃ¶nlichen
Vorsprachen des Vereinsvorsitzenden alle Beanstandungen ausgerÃ¤umt. Die
Beklagte habe ihrerseits den voraussichtlichen MaÃ�nahmebeginn (01. Februar
1999) vorgegeben.

Die Beklagte wies die WidersprÃ¼che mit Widerspruchsbescheiden vom 19. April
1999, zugestellt am 22. April 1999, zurÃ¼ck. NutznieÃ�er der FÃ¶rderung wÃ¤re
allein der EigentÃ¼mer des Schlosses, die B â�¦ P â�¦ und O â�¦ P â�¦ GbR. Es
kÃ¶nne nicht Gegenstand einer ABM sein, eine im Privatbesitz befindliche Immobilie
mit Ã¶ffentlichen Mitteln zu sanieren. Wenn von vorn herein abzusehen sei, dass
das Ergebnis der MaÃ�nahme nur einen eng begrenzten Personenkreis diene, sei
das Ã¶ffentliche Interesse nicht vorhanden. AuÃ�erdem wÃ¼rden mit der
angestrebten WiedererÃ¶ffnung der Schloss-GaststÃ¤tte erwerbswirtschaftliche
Zielstellungen verfolgt. Mit Schreiben vom 09. Dezember 1998 habe die Beklagte
die FÃ¶rderung der beantragten MaÃ�nahmen nicht verbindlich zugesagt.

Der KlÃ¤ger hat dagegen am 21. Mai 1999 Klage beim Sozialgericht Dresden
erhoben. Er hat die Klage nicht begrÃ¼ndet.

Das Sozialgericht hat die Klage nach vorherigem Hinweis mit Gerichtsbescheid vom
15. Februar 1999 abgewiesen. Die KlÃ¤gerin habe keinen Anspruch auf Bewilligung
der von ihr beantragten ABM. Die Voraussetzungen fÃ¼r die FÃ¶rderung von ABM
(Â§Â§ 260, 261 SGB III) lÃ¤gen nicht vor, da nach Auswertung der durch den
KlÃ¤ger im Verwaltungsverfahren vorgelegten Unterlagen die durchzufÃ¼hrenden
Arbeiten nicht im Ã¶ffentlichen Interesse lÃ¤gen und eine schriftliche Zusicherung
der FÃ¶rderung nicht erfolgt sei.

Der KlÃ¤ger hat gegen den mit PZU am 17. Februar 2000 zugestellten
Gerichtsbescheid am 15. MÃ¤rz 2000 Berufung beim SÃ¤chsischen
Landessozialgericht eingelegt.

Er trÃ¤gt vor, die beantragten MaÃ�nahmen seien ausschlieÃ�lich zur Nutzung fÃ¼r
Ã¶ffentliche Zwecke bestimmt. Es handele sich bei dem Objekt um ein
denkmalgeschÃ¼tztes GebÃ¤ude. Auch die Ziele des Vereins lÃ¤gen im
Ã¶ffentlichen Interesse. Ein Mitarbeiter der Beklagten, Herr K â�¦, habe gegenÃ¼ber
dem Vorsitzenden erklÃ¤rt, den AntrÃ¤gen wÃ¼rde stattgegeben.

Der in der mÃ¼ndlichen Verhandlung am 14. November 2001 nicht erschienene
KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Dresden vom 15. Februar 2000 aufzuheben
und die Beklagte unter Aufhebung der Bescheide vom 15. Februar 1999 in Gestalt
der Widerspruchsbescheide vom 19. April 1999 zu verpflichten, die beantragten
ABM-Nrn. 36/99, 37/99 und 38/99 zu bewilligen.

Die Beklagte beantragt,
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die Berufung zurÃ¼ckzuweisen und im Ã�brigen nach Aktenlage zu entscheiden.

ErgÃ¤nzend trÃ¤gt sie vor, es lÃ¤gen keine Anhaltspunkte dafÃ¼r vor, dass die
EigentÃ¼merin des Schlosses dem KlÃ¤ger die fÃ¼r die beantragten MaÃ�nahmen
erforderlichen VerfÃ¼gungsrechte Ã¼bertragen habe. Entsprechende Miet- oder
PachtvertrÃ¤ge habe der KlÃ¤ger nicht vorgelegt. Die im Ã¶ffentlichen Interesse
liegende Nutzung des instandzusetzenden Objektes sei mit dem "Nutzungskonzept"
auch nicht nachgewiesen.

Mit Beschluss vom 06. Juni 2001 wurde die O â�¦ P â�¦ & B â�¦ P â�¦ GbR beigeladen
und hat Gelegenheit zur Stellungnahme erhalten.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachvortrages der Parteien wird auf die
gewechselten SchriftsÃ¤tze Bezug genommen.

Die Gerichtsakten beider Instanzen und die Verwaltungsakten der Beklagten
(Stamm-Nr.: 36/99, 37/99 und 38/99) haben vorgelegen und waren Gegenstand der
mÃ¼ndlichen Verhandlung, Beratung und Entscheidung.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Das Gericht konnte nach Aktenlage entscheiden, Â§ 153 Abs. 1 i. V. m. Â§ 126
Sozialgerichtsgesetz (SGG). Die Beteiligten sind in der Ladung auf diese
MÃ¶glichkeit hingewiesen worden. FÃ¼r den KlÃ¤ger ist zur mÃ¼ndlichen
Verhandlung niemand erschienen. Die Beklagte hat die Entscheidung nach
Aktenlage beantragt.

Die Berufung ist zulÃ¤ssig. Die Statthaftigkeit folgt aus Â§Â§ 143, 144 Abs. 1 Nr. 1
SGG. Der KlÃ¤ger begehrt die FÃ¶rderung von neun ABM-Stellen und damit die
Zahlung von Leistungen Ã¼ber 1.000,00 DM.

Die Berufung ist aber unbegrÃ¼ndet. Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf die
beantragte FÃ¶rderung. Die streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheide sind rechtmÃ¤Ã�ig
und verletzten den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten.

Als Anspruchsgrundlage fÃ¼r das Begehren kommt Â§Â§ 260, 261 Drittes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB III) in Betracht.

Gem. Â§ 260 Abs. 1 SGB III kÃ¶nnen TrÃ¤ger von ABM fÃ¼r die BeschÃ¤ftigung von
zugewiesenen Arbeitnehmern durch ZuschÃ¼sse und Darlehn gefÃ¶rdert werden,
wenn

1. in den MaÃ�nahmen zusÃ¤tzliche und im Ã¶ffentlichen Intresse liegenden
Arbeiten durchgefÃ¼hrt werden und

2. die TrÃ¤ger oder durchfÃ¼hrenden Unternehmen ArbeitsverhÃ¤lt nisse mit vom
Arbeitsamt zugewiesenen fÃ¶rderungsbedÃ¼rftigen Arbeitnehmern begrÃ¼nden,
die durch die Arbeit beruflich sta bilisiert oder qualifiziert und deren
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Eingliederungsaussich ten dadurch verbessert werden.

Die FÃ¶rderungsfÃ¤higkeit von MaÃ�nahmen ist in Â§ 261 SGB III geregelt.
Voraussetzung ist, dass die im Rahmen der MaÃ�nahme zu verrichtenden Arbeiten
zusÃ¤tzliche sind und im Ã¶ffentlichen Interesse liegen, Â§ 261 Abs. 1 SGB III.

Hier handelt es sich nach Sachlage um zusÃ¤tzliche Arbeiten. Arbeiten sind nach Â§
261 Abs. 1, 2 SGB III zusÃ¤tzlich, wenn sie ohne die FÃ¶rderung nicht oder erst zu
einem spÃ¤teren Zeitpunkt durchgefÃ¼hrt werden. Der KlÃ¤ger hat die zu
fÃ¶rdernden Arbeiten noch nicht durchgefÃ¼hrt. Ohne eine entsprechende
FÃ¶rderung sind diese nicht realisierbar.

Das Ã¶ffentliche Interesse ist aber nicht gegeben.

Das Tatbestandsmerkmal "Ã¶ffentliches Interesse" ist in Anlehnung an Â§ 91 Abs. 2
Satz 1 ArbeitsfÃ¶rderungsgesetz (AFG) in Â§ 261 Abs. 3 SGB III wie folgt
konkretisiert: Arbeiten liegen im Ã¶ffentlichen Interesse, wenn das Arbeitsergebnis
der Allgemeinheit dient. Arbeiten, deren Ergebnis Ã¼berwiegend
erwerbswirtschaftlichen Interessen oder dem Interesse eines begrenzten
Personenkreises dient, liegen nicht im Ã¶ffentlichen Interesse. Das Ã¶ffentliche
Interesse wird nicht allein dadurch ausgeschlossen, dass das Arbeitsergebnis auch
den in der MaÃ�nahme beschÃ¤ftigten Arbeitnehmern zugute kommt, wenn
sichergestellt ist, dass die Arbeiten nicht zu einer Bereicherung einzelner fÃ¼hren.

Das Arbeitsergebnis ist hier die Sanierung und Instandsetzung des im Eigentum der
Beigeladenen stehenden Schlosses und der AuÃ�enanlagen.

Unmittelbar dient das Arbeitsergebnis der Beigeladenen. Denn die
Sanierungsarbeiten erhÃ¶hen den Wert des Schlosses.

DarÃ¼berhinaus sind aber auch die Interessen des KlÃ¤gers und der Allgemeinheit
betroffen.

Der KlÃ¤ger bezweckt nach seiner Satzung den Erhalt von denkmalgeschÃ¼tzten
GebÃ¤uden in Deutschland und den EWG-Staaten sowie die FÃ¶rderung lÃ¤ndlicher
Strukturen in Sachen Umwelt, Arbeitsbeschaffung und Ausbildung. Das
Arbeitsergebnis kommt diesem Zweck teilweise zugute. Denn das SchloÃ� Z â�¦
wird als denkmalgeschÃ¼tztes GebÃ¤ude erhalten. Auf die unmittelbare
Arbeitsbeschaffung darf dagegen bei PrÃ¼fung des Ã¶ffentlichen Interesses nicht
abgestellt werden. Denn entscheidend ist das Arbeitsergebnis, nicht die
BeschÃ¤ftigung an sich (vgl. Hennig SGB III, Â§ 261 Rn. 11). grundsÃ¤tzlich auch im
Interesse der Allgemeinheit.

Soweit der KlÃ¤ger darÃ¼berhinaus vortrÃ¤gt, die Allgemeinheit habe aufgrund der
kÃ¼nftigen Nutzung des Schlosses ein Interesse an den ABM, begrÃ¼ndet dies kein
Ã¶ffentliches Interesse im Sinne von Â§ 261 Abs. 3 SGB III. Zwar besteht ein
Interesse der Allgemeinheit an kulturellen und Sportveranstaltungen. Das
Arbeitsergebnis (Sanierung und Erhalt des Schlosses) dient diesem Interesse aber
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nur insoweit als eine Nutzung fÃ¼r derartige Zwecke in Aussicht gestellt wird.
DafÃ¼r sind nach der Sanierung des Schlosses aber noch weitere MaÃ�nahmen
erforderlich. Das "Nutzungskonzept" enthÃ¤lt nur beispielhafte und ganz allgemein
gehaltene AufzÃ¤hlungen kÃ¼nftiger Ã¼berwiegend kultureller Nutzungen.
Daneben ist auch an "Forschungen im Sinne des Umweltschutzes" und die
"Unterbringung von RuÃ�landdeutschen und von Aussiedlern" gedacht. Konkrete
Planungen oder gar verbindliche vertragliche Vereinbarungen sind auch nur
ansatzweise nicht zu erkennen. Deshalb kann ein Interesse der Allgemeinheit
insoweit zwar behauptet, aber nicht festgestellt werden.

Ist das Arbeitsergebnis sowohl einzelnen als auch der Allgemeinheit von Nutzen, ist
eine Abgrenzung danach vorzunehmen, ob die Arbeiten Ã¼berwiegend im
Ã¶ffentlichen Interesse der Allgemeinheit liegen (vgl. Hennig, SGB III, Â§ 261 Rn. 11;
Niesel, SGB III, Â§ 261 Rn. 9). Hier Ã¼berwiegen die Interessen der Beigeladenen.
Denn diese sind unmittellbar in sachlicher und zeitlicher Hinsicht betroffen.
Dagegen werden die Interessen der Allgemeinheit nur unter dem Aspekt des
Denkmalschutzes gefÃ¶rdert. Die nach dem Nutzungskonzept vorgesehene
KulturfÃ¶rderung ist insoweit nicht erheblich. Denn es handelt sich bei dem Konzept
nur um eine AbsichtserklÃ¤rung. Auch die beabsichtigte Unterbringung von
Aussiedlern dient Ã¼berwiegend den erwerbswirtschaftlichen Interessen der
Beigeladenen und des KlÃ¤gers.

DarÃ¼berhinaus besteht â�� selbst bei einem Ã¶ffentlichen Interesse â�� kein
Rechtsanspruch auf die beantragte FÃ¶rderung (BSG SozR 4100 Â§ 91 Nr. 5).
Vielmehr steht die GewÃ¤hrung von Geldleistungen zur FÃ¶rderung der Errichtung
neuer ArbeitsplÃ¤tze im pflichtgemÃ¤Ã�en Ermessen der Beklagten. Das Ermessen
bezieht sich sowohl darauf, ob eine MaÃ�nahme Ã¼berhaupt gefÃ¶rdert wird, als
auch auf Art und Umfang der FÃ¶rderung (vgl. Niesel SGB III Â§ 260 Rn. 4).

Eine Verpflichtung zur FÃ¶rderung der ABM kann sich deshalb nur bei einer
Ermessensreduzierung auf Null ergeben. Diese Voraussetzungen liegen aber nicht
vor. Zu Recht weist die Beklagte auf die fehlende VerfÃ¼gungsmacht des KlÃ¤gers
hin. Den Sanierungsarbeiten steht derzeit die rechtliche UnmÃ¶glichkeit entgegen.
Denn der KlÃ¤ger ist nicht EigentÃ¼mer des Schlosses. Die Beigeladene hat die
VerfÃ¼gungsbefugnis auch nicht insoweit auf den KlÃ¤ger Ã¼bertragen.
AuÃ�erdem wÃ¤re die Eignung des TrÃ¤gers der MaÃ�nahme sowie die
Sicherstellung der Gesamtfinanzierung bei einer sachgerechten
ErmessensausÃ¼bung zu berÃ¼cksichtigen. Nach Aktenlage bestehen insoweit
Zweifel. Diese konnte der Senat aber dahingestellt sein lassen, da bereits die
Tatbestandsvoraussetzungen fÃ¼r die beantragte FÃ¶rderung nicht erfÃ¼llt sind.
Eine Ermessensentscheidung war deshalb von der Beklagten nicht zu treffen.

Der KlÃ¤ger kann sein Begehren auch nicht auf eine Zusage stÃ¼tzen. Die Beklagte
hat keine rechtsverbindliche, schriftliche Zusage abgegeben. Die Beratungen bei
der Antragstellung begrÃ¼nden den Anspruch ebensowenig wie das Schreiben vom
09.12.98, in dem eine Entscheidung frÃ¼hestens im Januar 1999 und ein
voraussichtlicher MaÃ�nahmebeginn ab 01.02.1999 in Aussicht gestellt wurde.
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Nach alldem war die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen, liegen nicht vor, Â§ 160 Abs. 1 Nrn. 1, 2 SGG.

Erstellt am: 08.09.2003

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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